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„Gerechte Löhne“ – statt hohe?
„Gute Arbeit für Europa“ – statt für Geld?  
„Soziale Sicherheit“ – für prekäre Existenzen, 
die wohl immer dazu gehören?
Als Antwort auf die „soziale Krise“ in Europa hat der DGB für den 1. Mai 2012 eine 
knackige Forderung aufgelegt: „Gute Arbeit für Europa“ schaffen, in Einheitsfront mit 
Arbeitgebern und Staat, als Antwort darauf, dass „Spekulanten die Weltwirtschaft bei-
nahe in den Abgrund gestürzt haben“. 

1. Ihr wollt „raffende“ Finanzkapita-
listen kennen, die mit ihrer Gier 

die Wirtschaft kaputt machen, und gute 
„schaffende“ Arbeitgeber, die sie wieder 
aufbauen. Mit den guten wollt Ihr paktie-
ren, für ihre Geschäfte vom Staat „kraft-
volle Investitionen in qualitatives Wachs-
tum und Beschäftigung“ einfordern und 
so die Krise überwinden, die nur die Spe-
kulanten verschuldet haben sollen.  Den 
grundlegenden Gegensatz zwischen den 
Kapitalisten in den Banken und denen in 
der Realwirtschaft gibt es aber nicht, we-
der bei der Verursachung der Krise, noch 
bei ihrer Bewältigung – und schon gleich 
gibt es zwischen denen keinen Gegensatz, 
den Ihr für eure Interessen ausnützen 
könnt. Darf man daran erinnern, dass sich 
auch in der Realwirtschaft alles um die 
Bereicherung der Unternehmen dreht? 
Womit machen Eure Arbeitgeber denn ihr 
Geschäft, wenn nicht mit ihrem Geld? Die 
Arbeit erledigt doch Ihr!  Bei der Macht 
des Geldes, die über Eure Arbeit komman-
diert, kann man keinen großen Gegensatz 
entdecken zwischen den Banken, die diese 
Macht herleihen, und den Firmen, die sie 
sich ausleihen. Dass die beiden Fraktionen 
des Kapitals gegeneinander konkurrieren, 
ist sicher richtig. Aber das sollte nicht Eure 
Sorge sein, denn im Verhältnis zu Euch 
steht allemal deren Einheitsfront. Mit der 
habt Ihr es im Aufschwung wie in der Kri-
se zu tun. Ihr habt nur die Aufgabe, für 
die Bereicherung Eures Arbeitgebers wie 
seiner Geldgeber bis zum hinterletzten 
Spekulanten rentable Arbeit abzuliefern – 
oder, und das ist Eure einzige Alternative, 
nicht einmal das tun zu dürfen.

2. Verkehrt ist auch der Einfall, der 
Staat müsste und könnte Euer Bünd-

nispartner im Umgang mit den sozialen 
Folgen der „Finanzkrise“ sein. Woher die 
Idee, der Staat wäre das hilflose Opfer von 
Machenschaften des spekulativen Geldge-
werbes, „muss“ erst seine Banken retten 
und kann dann den „Druck“ seiner Schul-
den nur „an die Bevölkerung weitergeben“? 
Was ist, wenn es gar nicht „Versäumnisse“ 
und „Fehlentwicklungen“ der Politik sind, 
die zur beklagten Ausbreitung der Armut 
geführt haben? Was, wenn die Folgen der 
Gesetze, mit denen Politiker regieren, von 
denen auch genau so gemeint sind, weil 
sie die arbeitende Mehrheit in Europa für 
gar nichts anderes als die Sanierung des 
Finanzkapitals verplant haben? Wir jeden-
falls entnehmen der Entschlossenheit, mit 
der die Regierung Merkel ihren Fiskalpakt 
durchsetzt, alles andere, als dass sie von 
Bankern und Spekulanten dazu genötigt 
und so von eigentlich beabsichtigten so-
zialen Taten abgehalten worden wäre. Die 
Verpflichtung der Euroländer auf Haus-
haltskonsolidierung entspricht haargenau 
der Leitlinie, der deutsche Regierungen 
schon lange folgen. Sie wollen der ganzen 
Welt ihre Kreditwürdigkeit beweisen, weil 
darin die Quelle liegt, aus der der Staat 
seine Finanzmittel schöpft. Deshalb ist es 
grundfalsch zu meinen, die deutsche Po-
litik würde zu etwas gezwungen, was sie 
selber nicht im Programm hat. 

Die DGB-Forderung nach „kraftvollen In-
vestitionen“ und einem Marshallplan für 
Europa weist die Bundesregierung vorerst 
zurück; was aber wäre erreicht, wenn sie 

Die verkehrten Forderungen des DGB

die Idee zusammen mit ihren EU-Partnern 
aufgreifen würde? Dann hättet Ihr schon 
wieder die nächste Einheitsfront gegen 
Euch! Oder glaubt Ihr allen Ernstes, die 
europäischen Staaten würden im Verbund 
mit privaten Kreditgebern in andere Ar-
beitsplätze investieren als in solche, die 
ihre Kreditwürdigkeit untermauern, die 
also in Sachen Leistungsanforderung und 
Billiglohn weltmeisterlich rentabel und so 
garantiert gegen Eure Interessen gerichtet 
sind? Ihr könnt natürlich Euer Leben lang 
alle Gemeinheiten, mit denen der Staat 
Euch konfrontiert, als Abweichung von was 
eigentlich Besserem interpretieren, das 
Material dafür geht garantiert nicht aus. 
Euch könnte aber auch der hoffnungslose 
Widerspruch auffallen, sich mit Anträgen 
auf bessere Behandlung an die Chefs des 
Staatshaushalts zu wenden und von denen 
die „Schaffung von Arbeitsplätzen“ zu ver-
langen, die die nach ihren Kriterien sowieso 
schaffen, wo sie Gewinn für Unternehmen 
und Wirtschaftswachstum versprechen, 
und die sie nach Euren Kriterien von guter 
Arbeit sowieso nie schaffen. Ihr fordert, 
der Staat solle sein Geld zu Euren Gunsten 
ausgeben. Wenn dieses Geld dazu gedacht 
wäre, für Euch gute Werke zu tun, hätte er 
es Euch allerdings gar nicht erst zwangswei-
se wegnehmen müssen! Habt Ihr verges-
sen, dass Ihr es seid, die den Staat finanzie-
ren? Dass die Herrschaft von Euren Steuern 
lebt und vom Reichtum der Reichen, die 
Ihr durch Eure Dienste erst reich gemacht 
habt? Wenn Ihr beim staatlichen Verwalter 
des Euch abgenommenen Geldes um Be-
rücksichtigung bitten müsst: Merkt Ihr da 
nicht, dass Ihr ein ganzes System finanziert, 
das für alles andere da ist als zur Bedienung 
Eurer Versorgungsanliegen? 

3. Weil in Deutschland noch relativ vie-
le ihren Dienst fürs Kapital tun dür-

fen, während die Massen, die gar nichts 
mehr verdienen können, mehrheitlich in 
anderen europäischen Ländern anfallen, 
macht sich der DGB auch noch für die 
soziale Besserstellung der Nachbarvölker 
stark. Derselbe Verein, der sich bis gestern 
dafür gerühmt hat, mit jahrelangem Lohn-
verzicht in der Krise für „die Rettung von 
Arbeitsplätzen“ und den Aufschwung der 
deutschen Wirtschaft – selbstverständlich 
gegen das Ausland - gesorgt zu haben, 
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In Griechenland, einem Mitglied des stärksten Wirtschaftsblocks 
des 21. Jahrhunderts, wird inzwischen gehungert; die Renten und 
der mickrige staatliche Mindestlohn, an dem auch alle anderen 
Löhne im Land orientiert sind, werden um mehr als 20% gekürzt. 
Im öffentlichen Dienst werden Zehntausende entlassen, weite-
re sollen folgen; die Arbeitslosigkeit liegt auf einem Dritt-Welt-
Niveau von 25%. In Spanien, Portugal etc. ist es nicht viel bes-
ser. Dort ist eine ganze Generation oft gut ausgebildeter junger 
Leute ohne Job, ohne Mittel und ohne Perspektive. Mit Renten, 
Gesundheitsleistungen und Löhnen wird ähnlich verfahren wie in 
Griechenland, zugleich werden die verarmten Bürger mit immer 
höheren Steuern und öffentlichen Gebühren für die Staatskasse 
in Anspruch genommen. 
Die Finanzlage der betreffenden Nationen bessert sich dadurch 
nicht. Die Staatsausgaben sinken zwar, die Staatseinnahmen 
aber noch mehr, weil das staatliche Sparen die Wirtschaftstä-
tigkeit im Land abwürgt. Aus all dem Elend folgt nur eines: Es ist 
noch lange nicht genug!
Damit sie endlich wieder Kapitalwachstum erzeugen, sollen die 
Partner ihre Länder gefälligst wettbewerbsfähiger machen, ver-
langt die deutsche Kanzlerin. Und wie geht das ohne neue große 
Staatsausgaben? Natürlich durch die weitere Senkung der Löhne, 
durch die Demontage von Kündigungsschutz, die Abschaffung ge-
regelter Arbeitsverhältnisse und das Aufbrechen von bisher ge-

schützten Branchen und Berufen: Arbeit in Europa muss billiger 
werden! Frankreich, Italien und andere brauchen dringend die 
Übernahme der deutschen Arbeitsmarktreformen unter Kanzler 
Schröder: Seine Arbeitslosenunterstützung am Existenzminimum 
(Hartz IV) und die Erpressung, auch die noch zu streichen, hat die 
Arbeitslosen gezwungen, jede Arbeit zu jedem Preis anzuneh-
men. Die Nötigung der Arbeitslosen, sich für alles herzugeben, 
hat einen wunderbaren Niedriglohnsektor wachsen lassen und 
über ein ganzes Jahrzehnt lang auch die Löhne im Nicht-Niedrig-
lohn-Bereich nicht nur stabil gehalten, sondern gesenkt.
In der großen europäischen Krise ist Deutschland der Garant der 
Schulden der Nachbarstaaten, der Zuchtmeister bei deren spar-
samer Haushaltsführung und das leuchtende Vorbild dafür, wie 
„es geht“: Politik, Wirtschaft und Medien in Deutschland schä-
men sich nicht dafür, das Lebensniveau der Arbeiterklasse nach 
unten reformiert zu haben; sie sind stolz, damit so erfolgreich 
gewesen zu sein: Heute schaffen in Deutschland mehr Men-
schen mehr Stunden denn je, und das für weniger Geld als die 
Jahrzehnte davor. 
Erfolgreiche wie erfolglose Staaten der EU demonstrieren je auf 
ihre Weise: Der Reichtum ihrer Nationen beruht auf der Armut 
der Masse ihrer Bürger.
Das ist keine Propagandalüge und kein Fall von schlechter Politik, 
sondern hat System.

legt Euch nun folgende Sorge nahe: „Das 
vermeintliche Modell Deutschland führt 
zu Lohndumping und zu einer sinkenden 
Binnennachfrage. Wenn wir dieses Modell 
auf Europa übertragen, schadet das auch 
unserer exportorientierten Wirtschaft. Es 
kann Deutschland nicht gut gehen, wenn 
es Europa schlecht geht.“ Das ist gelungen: 
Das Lohndumping des deutschen Modells, 
das der DGB mitgetragen hat, mag für die 
Betroffenen und die deutsche Binnen-
nachfrage unerfreulich gewesen sein – 
richtig abzulehnen ist es erst, wenn es auf 
die ganze EU übertragen wird: Solange die 
deutsche Wirtschaft die Binnennachfrage 
der Partner ausnutzen konnte, hatten Bil-
ligkeit und Opferbereitschaft deutscher 
Arbeitnehmer ja ihren guten Sinn, erst 
wenn das nicht mehr geht, läuft echt etwas 

schief. Der DGB bemerkt, dass die fremden 
Niederlagen in der europäischen Konkur-
renz den deutschen Erfolg früher oder spä-
ter untergraben - und welchen Schluss soll 
einer daraus ziehen? Dass Staaten derma-
ßen gnadenlose Konkurrenzsubjekte sind, 
dass sie mit ihrer Rücksichtslosigkeit gegen 
andere Nationen am Ende sogar die Be-
dingungen ihres eigenen Erfolgs aushöh-
len? Dass das ein Widerspruch ist, der zu 
diesem absurden System kapitalistischer 
Standortkonkurrenz genauso dazugehört 
wie die verheerenden Wirkungen, die es 
für die Lohnabhängigen nicht nur in den 
Verlierernationen bereithält? Von wegen! 
Kritik ist wieder einmal fehl am Platz; der 
DGB hat konstruktive Vorschläge zu bieten, 
wie die Standortkonkurrenz und der deut-
sche Erfolg in ihr verewigt werden können: 

Irgendwie müssen unsere Nachbarn Geld 
verdienen können, damit sie es weiterhin 
und wieder für deutsche Waren ausgeben. 
Der DGB fordert, die Binnennachfrage in 
Europa zu stärken, damit es, nicht Euch 
oder Euren europäischen Kollegen, son-
dern damit es Deutschland gut geht! Das 
ist seine Vorstellung vom solidarischen 
Miteinander der europäischen Völker.

Bei aller Schönfärberei der kapitalisti-
schen Konkurrenz durch deutsche Ge-
werkschaftsvorstände, die zum 1. Mai als 
„Fest der Solidarität“ laden: Erfolge wie 
Niederlagen konkurrierender Nationen 
gehen immer auf Kosten der Lohnabhän-
gigen, auch das gehört zum System wie 
das Amen in der Kirche. Darauf solltet Ihr 
Euch besser nicht einlassen.

Öffentliche Diskussionsveranstaltungen zu Krise und Krisenpolitik der EU
Bielefeld: 22.5., 20h, Bürgerwache Siegfriedplatz, Rolandstr. 16
Dortmund: 14.6., 19:30h, Keuning-Haus, Großer Saal, Leopoldstr. 50-58 
Düsseldorf: 12.5., 14h, Buchladen „BiBaButze“, Aachener Str. 1
Köln: 10.5., 20h, Bürgerzentrum „Alte Feuerwache“, Melchiorstr. 3

Europa soll gesunden – durch mehr Armut überall! 

Öffentliche Diskussionsveranstaltungen zum DGB-Aufruf zum 1. Mai 2012
Bonn: 2.5., 20h, Buchladen „Le Sabot“, Breite Str. 76
Dortmund: 8.5., 19h, Keuning-Haus, Raum 226, Leopoldstr. 50-58

POLITIK & MEDIEN ERKLÄREN IHREM VOLK DIE KRISE – MIT LAUTER VERLOGENEN ARGUMENTEN!
Öffentliche Diskussionsveranstaltung in Bochum: 14.5., 19:30, Ruhr-Uni, KulturCafé im AStA-Gebäude
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